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A. Einleitung 

I. Überblick 

Die anti-suit injunction ist ein schillerndes, dem kontinentaleuropäischen 
Juristen fremdes Rechtsinstitut. Ihren Hauptanwendungsbereich hat sie im 
Internationalen Zivilverfahrensrecht. Es handelt sich um eine im engli-
schen Rechtssystem entwickelte richterliche Verfügung, die sich gegen 
nach englischem Rechtsverständnis unzulässiges forum shopping außer-
halb Englands richtet. 

Die auf Antrag erlassene anti-suit injunction untersagt dem (potenziel-
len) Kläger in einem ausländischen Verfahren1, ein solches Verfahren ein-
zuleiten oder das bereits eingeleitete Verfahren fortzuführen.2 Handelt er 
der anti-suit injunction zuwider, liegt darin eine Missachtung des engli-
schen Gerichts (contempt of court), die mit Bußgeldern, der Beschlagnah-
me in England belegenen Vermögens oder Haftstrafen geahndet werden 
kann.3

Anti-suit injunctions haben eine unmittelbare und eine mittelbare Wir-
kung.

Unmittelbare Wirkung entfalten sie nur gegenüber dem Auslandsklä-
ger:4 Anti-suit injunctions ergehen formal in personam: Sie sind nicht an 
das ausländische Gericht, sondern an den Auslandskläger gerichtet. Die-
sem wird untersagt, das ausländische Verfahren einzuleiten oder fortzufüh-
ren.

Mit diesem formalen Kunstgriff versuchen englische Gerichte, einem 
allgemein anerkannten, in der Staatensouveränität wurzelnden Grundsatz 
des Völkerrechts Rechnung zu tragen, wonach die Gerichte eines Staates 
den Gerichten eines anderen Staates nicht verbieten dürfen, ein Gerichts-
verfahren durchzuführen. 

1 Im Folgenden werden das außerhalb Englands stattfindende Verfahren als „auslän-
disches Verfahren“, das betreffende Gericht als „ausländisches Gericht“ und der Kläger 
in diesem Verfahren als „Auslandskläger“ bezeichnet. 

2 Hartley (1987) 35 Am. J. Comp. L. 487. 
3  Vgl. Kurth, Inländischer Rechtsschutz gegen Verfahren vor ausländischen Gerich-

ten, 32. 
4  Vgl. etwa SNI Aérospatiale v. Lee Kui Jak [1987] A.C. 871, 892 (P.C.). 
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Mittelbar sind anti-suit injunctions jedoch sehr wohl darauf gerichtet, 
auf den Fortgang bzw. bereits die Einleitung des ausländischen Verfahrens 
einzuwirken. Denn die drohenden Strafen des contempt of court sollen den 
Auslandskläger dazu bewegen, das Verfahren zu beenden bzw. von seiner 
Einleitung ganz abzusehen. In dieser mittelbaren Beeinflussung des Gangs 
eines ausländischen Verfahrens liegt die Brisanz des Rechtsinstituts: Das 
von der Verfügung betroffene ausländische Gericht empfindet den Erlass 
der anti-suit injunction häufig als Beeinträchtigung seiner Verfahrensho-
heit.

Das Konfliktpotenzial der anti-suit injunction wird besonders augen-
scheinlich, wenn die Ebene des europäischen Zivilverfahrensrechts betre-
ten wird: Warum sollte es angesichts vereinheitlichter europäischer Zu-
ständigkeitsregeln englischen Gerichten zustehen, durch den Erlass von 
anti-suit injunctions – wenn auch nur mittelbar – die Zuständigkeitsprü-
fung der Gerichte anderer Mitgliedstaaten vorwegzunehmen? Warum soll-
ten englische Gerichte ihre Auffassung, in welchem Mitgliedstaat das Ver-
fahren stattzufinden hat, durchsetzen dürfen? 

Englischen Gerichten ist die Brisanz, die in der mittelbaren Beeinflus-
sung des Verfahrens des ausländischen Gerichts liegt, bewusst. Um das 
Konfliktpotenzial zu entschärfen, darf eine anti-suit injunction daher – ne-
ben anderen restriktiven Voraussetzungen – nur ergehen, wenn ihr Erlass 
im Einklang mit dem Prinzip der internationalen Comitas steht, das ver-
langt, auf die Integrität eines ausländischen Verfahrens Rücksicht zu neh-
men. 

Auch die besondere Brisanz, die in der Beeinflussung eines Verfahrens 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union liegt, wird von 
englischen Gerichten gesehen. Es ist daher nicht verwunderlich, dass sich 
der Europäische Gerichtshof (EuGH) mit der Vorlage des höchsten engli-
schen Gerichts – des House of Lords – zur Vereinbarkeit eines speziellen 
Falls einer anti-suit injunction mit dem Europäischen Gerichtsstands- und 
Vollstreckungsübereinkommen (EuGVÜ)5 beschäftigen musste.6

Das englische Ausgangsverfahren Turner v. Grovit hatte ein Prozess-
führungsverbot betroffen, mit dem prozessualer Rechtsmissbrauch (abuse 

5  Brüsseler EWG-Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27.9.1968, 
BGBl. 1972 II, 774, in der Fassung des 4. Beitrittsübereinkommens vom 29.11.1996, 
BGBl. 1998 II, 1412. 

6  Es handelte sich um eine Vorlage nach dem Luxemburger Protokoll betreffend die 
Auslegung des Übereinkommens vom 27. September 1968 über die gerichtliche Zustän-
digkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
durch den Gerichtshof vom 3. Juni 1971 (Konsolidierte Fassung), ABl. 1975, L 204, 
28 ff. 
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of process) durch die Auslandskläger in einem spanischen Verfahren ver-
hindert werden sollte. 

Die Vorlagefrage des House of Lords hatte sich nur darauf bezogen, ob 
das EuGVÜ dem Erlass einer anti-suit injunction in dieser speziellen 
Konstellation entgegensteht.7 Der EuGH fasste seine Antwort jedoch wei-
ter: Nachdem sich bereits der Generalanwalt sehr engagiert gegen die Zu-
lässigkeit jeglicher Fälle von anti-suit injunctions im Anwendungsbereich 
des EuGVÜ ausgesprochen hatte, entschied der EuGH, dass das EuGVÜ 
„der Verhängung eines Prozessführungsverbotes, mit dem das Gericht ei-
nes Vertragsstaates einer Partei eines bei ihm anhängigen Verfahrens un-
tersagt, eine Klage bei einem Gericht eines anderen Vertragsstaates einzu-
reichen oder ein dortiges Verfahren weiterzubetreiben, auch dann entge-
gen[steht], wenn diese Partei wider Treu und Glauben zu dem Zweck han-
delt, das bereits anhängige Verfahren zu behindern.“8

II. Thema der Arbeit 

In dieser Arbeit sollen englische anti-suit injunctions zur Durchsetzung9

von Schiedsvereinbarungen untersucht werden. Solche Prozessführungs-
verbote werden in England als Waffe der Prozessführung eingesetzt, wenn 
der Auslandskläger unter Verletzung einer Schiedsvereinbarung vor einem 
ausländischen staatlichen Gericht klagt. Zahlreiche Aspekte sind ungeklärt. 

Grundlage der verbreiteten skeptischen Haltung gegenüber anti-suit in-
junctions ist die Brisanz, die in der mittelbaren Beeinflussung des Verfah-
rens eines ausländischen Gerichts liegt. 

Ergeht die anti-suit injunction zur Durchsetzung einer Schiedsvereinba-
rung, können sich englische Gerichte immerhin darauf berufen, das welt-
weit anerkannte Prinzip pacta sunt servanda durchzusetzen. Ob dies aller-
dings ausreicht, um dem aus der Comitas fließenden Gebot der Rücksicht-
nahme gerecht zu werden, das nach der englischen Rechtsprechung beim 
Erlass von anti-suit injunctions zu beachten ist, ist fraglich. Denn der Be-
klagte des ausländischen staatlichen Verfahrens hat die Möglichkeit, in 
diesem Verfahren die Schiedseinrede zu erheben. 

Verletzt es daher nicht das Rücksichtnahmegebot, wenn eine anti-suit 
injunction unter Berufung auf das Prinzip pacta sunt servanda ergeht, ob-
wohl der Konflikt gelöst werden kann, ohne das ausländische Gericht zu 
brüskieren? Muss nicht von englischer Seite jeglicher Eingriff in die aus-

7  Vgl. Turner v. Grovit [2002] 1 W.L.R 107 (H.L.). 
8  EuGH, Rs. C-159/02 – Turner, Slg. 2004, I-3565 (Hervorhebung durch Verf.). 
9  Der Begriff „Durchsetzung“ wird im Folgenden in einem untechnischen Sinn 

verstanden. 
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ländische Verfahrenshoheit unterbleiben, da das ausländische Verfahren 
selbst Mechanismen bereithält, mit denen dem Prinzip pacta sunt servanda
Rechnung getragen wird? 

In diesem Zusammenhang sind auch die Auswirkungen der New York 
Convention10 zu untersuchen, die spezielle Vorschriften zur Beachtlichkeit 
der Schiedseinrede in Verfahren vor staatlichen Gerichten der Vertrags-
staaten enthält. Stellt die New York Convention in ihrem Anwendungsbe-
reich nicht sicher, dass der Schiedseinrede in dem ausländischen Verfahren 
die gewünschte Wirkung zukommt? Ist die anti-suit injunction zur Durch-
setzung einer Schiedsvereinbarung damit nicht ein überflüssiges Rechtsin-
stitut, da ihr Ziel auf einfacherem Weg – durch Erhebung der Schiedsein-
rede – erreicht werden kann? 

Aus rechtsvergleichender Sicht stellt sich die Frage, wie in Deutschland 
der Konflikt gelöst wird, wenn eine Partei die Schiedsvereinbarung durch 
Erhebung einer Klage vor einem staatlichen Gericht verletzt: Ist ein Pro-
zessführungsverbot zur Durchsetzung einer Schiedsvereinbarung tatsäch-
lich ein genuin englisches Rechtsinstitut, oder gibt es im deutschen Recht 
ein funktionales Äquivalent? Welche Folgerungen können aus dem Ver-
gleich gezogen werden?

Schließlich ist auf der Ebene des europäischen Zivilverfahrensrechts die 
Zulässigkeit von anti-suit injunctions zur Durchsetzung von Schiedsver-
einbarungen auch nach der Entscheidung des EuGH in Turner offen. 

Unklar ist bereits, ob ein solches Prozessführungsverbot überhaupt unter 
die Europäische Gerichtsstands- und Vollstreckungsverordnung (EuG-
VO)11 fällt, da „die Schiedsgerichtsbarkeit“ nach deren Art. 1 Abs. 2 lit. d 
vom sachlichen Anwendungsbereich ausgeschlossen ist. 

Sowohl bei Anwendbarkeit als auch bei Unanwendbarkeit der EuGVO 
auf anti-suit injunctions zur Durchsetzung von Schiedsvereinbarungen 
schließen sich Folgefragen an: 

Ist die EuGVO auf das Verfahren zum Erlass der anti-suit injunction 
anwendbar, ist die Reichweite der Antwort des EuGH in der Rechtssache 
Turner zu klären. Bindet die Entscheidung über den konkreten Fall hinaus? 
Lassen sich zumindest die ihr zugrundeliegenden Erwägungen auf Prozess-
führungsverbote zur Durchsetzung von Schiedsvereinbarungen übertragen? 
Ist die EuGVO als sekundäres Gemeinschaftsrecht anders auszulegen als 
das EuGVÜ, das die Grundlage der Entscheidung des EuGH in Turner bil-
dete? 

10  New Yorker UN-Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Schiedssprüche vom 10. Juni 1958, BGBl. 1961 II, 122. 

11  Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22.12.2000 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen, ABl. EG 2001 L 12/1. 
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Ist die EuGVO nicht auf Verfahren zum Erlass einer anti-suit injunction 
anwendbar, ist zu klären, ob die Verordnung dem Erlass eines solchen Pro-
zessführungsverbotes dennoch entgegensteht: Ist unabhängig von der Fra-
ge, ob das Verfahren zum Erlass der anti-suit injunction unter die EuGVO 
fällt, nicht letztlich entscheidend, ob das ausländische Verfahren, das 
durch den Erlass der anti-suit injunction beendet werden soll, unter den 
Schutz der EuGVO fällt? Ist damit eine anti-suit injunction nicht bereits 
dann unzulässig, wenn die EuGVO auf das ausländische Verfahren an-
wendbar ist? 

Angesichts dieser ungeklärten Aspekte hat das House of Lords12 dem 
EuGH nun am 21. Februar 2007 folgende Frage vorgelegt: 
„Is it consistent with EC Regulation 44/2001 for a court of a Member State to make an order 
to restrain a person from commencing or continuing proceedings in another Member State on 
the ground that such proceedings are in breach of an arbitration agreement?“ 

III. Gang der Untersuchung 

Als Grundlage der Arbeit werden in einem ersten Teil Ursprünge und Vor-
aussetzungen von anti-suit injunctions im englischen Recht herausgearbei-
tet und systematisiert. Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf dem Kon-
fliktpotenzial von anti-suit injunctions zur Durchsetzung von Schiedsver-
einbarungen. In diesem Zusammenhang wird auch untersucht, welche An-
forderungen das aus der Comitas folgende Rücksichtnahmegebot an den 
Erlass solcher anti-suit injunctions stellt. 

Im zweiten Teil der Arbeit wird erörtert, welche Auswirkungen die 
Vorschriften der New York Convention auf die Zulässigkeit und Legitimi-
tät des Erlasses einer anti-suit injunction zur Durchsetzung einer Schieds-
vereinbarung haben. Dies umfasst eine Analyse der zu dieser Frage ergan-
genen Entscheidungen englischer Gerichte. 

In einem dritten Teil wird rechtsvergleichend untersucht, ob es im deut-
schen Recht ein funktionales Äquivalent zu Prozessführungsverboten gibt, 
mit denen eine Schiedsvereinbarung durchgesetzt werden soll. Hierbei 
wird auch die Frage behandelt, ob in diesem Bereich (rechts-)kulturelle 
Unterschiede zwischen Deutschland und England bestehen. 

Die rechtsvergleichende Untersuchung hat insbesondere zum Ziel, den 
aus dem Erlass einer anti-suit injunction resultierenden Konflikt zwischen 
englischen Gerichten und Gerichten in civil law-Staaten genauer zu be-
leuchten: Ausgehend von den Mechanismen, die ein civil law-Staat wie 

12 West Tankers Inc. (Respondents). v. RAS Riunione Adriatica di Sicurta SpA and 
others (Appellants) (“The Front Comor”) [2007] 1 Lloyd’s Rep. 391 (H.L.). 
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Deutschland zur Lösung der Problematik bereithält, lassen sich Rück-
schlüsse darauf ziehen, welche Erwartungen Gerichte in civil law-Staaten
an die Herangehensweise der Gerichte anderer Staaten zur Lösung der 
Problematik haben. Der beschriebene Konflikt zwischen englischen Ge-
richten und den Gerichten insbesondere in civil law-Staaten ensteht, wenn 
diese Erwartungen nicht erfüllt werden. 

Anhand des deutschen Beispiels lässt sich darüber hinaus überprüfen, 
ob die nach der englischen Rechtsprechung beim Erlass einer anti-suit in-
junction zu beachtenden restriktiven Voraussetzungen, die dem Konflikt 
seine Schärfe nehmen sollen, den Vorbehalten der Gerichte eines civil law-
Staates wie Deutschland tatsächlich gerecht werden. 

Der vierte Teil der Arbeit behandelt anti-suit injunctions zur Durchset-
zung von Schiedsvereinbarungen im Lichte des europäischen Zivilverfah-
rensrechts.

Hier stellt sich zunächst die Frage, ob die EuGVO auf solche Prozess-
führungsverbote überhaupt anwendbar ist. Im Mittelpunkt der Untersu-
chung steht die Auslegung der Vorschrift, nach der die Schiedsgerichts-
barkeit vom Anwendungsbereich der Verordnung ausgeschlossen ist. Ei-
nen weiteren Schwerpunkt bildet die Frage, ob auch dann, wenn das Ver-
fahren zum Erlass einer anti-suit injunction unter die Ausschlussvorschrift 
fällt, Vorschriften der EuGVO, ihr innewohnende Prinzipien oder, in ei-
nem weiteren Sinne, europäische Rechtsvorschriften dem Erlass eines sol-
chen Prozessführungsverbotes entgegenstehen. 


